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= Inhalt: Geſetz, betreffend Beteiligung Preußens an der Oſtpreußenwerk⸗Aktiengeſellſchaft, S. 159. — Abänderung der Ver⸗ 


ordnung über Werkwohnungen vom 2. Juli 1921, S. 161. — Verordnung über Werkwohnungen, S. 161. — Aus- 
führungsanweiſung zu dem Geſetz über die Fleiſchverſorgung vom 18. April 1922, S. 101. — Bekanntmachung der nach 
dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten Erlaſſe, Urkunden uſw., S. 166. : 


(Mr. 12306.) Geſetz, betreffend Beteiligung Preußens an der Oſtpreußenwerk⸗Aktiengeſellſchaft. Vom 
14. Juni 1922. f 5 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: a 


9 J. | 
Das Staatsminiſterium wird ermächtigt, ſich durch Übernahme von Aktien im Höchſtbetrage 
von 50 000 000 Mark (Fünfzig Millionen Mark) an der Oſtpreußenwerk-Aktiengeſellſchaft zu be⸗ 
beteiligen, ſofern das Reich und die Provinz Oſtpreußen (beziehungsweiſe die Uberlandzentrale 
Oſtpreußen) je den gleichen Betrag an Aktienkapital übernehmen. 


9 2 


(1) Das Staatsminiſterium wird ferner ermächtigt, der Oſtpreußenwerk-Aktiengeſellſchaft für 
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(2) Das Darlehn darf gezahlt werden, nachdem die Erhöhung des Grundkapitals der Oſt⸗ 
preußenwerk-Aktiengeſellſchaft auf 150 000 000 Mark (Einhundertfünfzig Millionen Mark) notariell 
beurkundet ift, und zwar in denſelben verhältnismäßigen Raten, in denen das Reich ſein Dahrlehn zahlt.“ 

6) Das Darlehn iſt in demſelben Verhältniſſe wie das Reichsdarlehn bis zur vollſtändigen 
Tilgung durch die Oſtpreußenwerk-Aktiengeſellſchaft aus deren Reingewinn zurückzuzahlen, ſoweit er 


6% vom Hundert ihres Grundkapitals überſteigt. Im Falle der Auflöſung oder des Konkurſes der 


Oſtpreußenwerk⸗Altiengeſellſchaft iſt das Darlehn zurückzuzahlen, ſoweit es noch nicht getilgt iſt. 
) Ferner wird das Staatsminiſterium ermächtigt, gemeinſam mit dem Reiche und der 
Provinz Oſtpreußen im Verhältnis ihrer Beteiligungen an Aktienkapital die Bürgſchaft für Aus- 
gabe von Teilſchuldverſchreibungen des Oſtpreußenwerkes bis zum Betrage von 600 Millionen Mark 
zu übernehmen. 8 55 ee | 
| | 83. 0 
c) Das Stagtsminiſterium wird ermächtigt, zur Deckung der Mittel für die im § 1 vor⸗ 


geſehene Beteiligung und die im $2 erwähnten Aufwendungen eine Anleihe durch Verausgabung 


Sefekfanmlung 1922. (Nr. 1230612308). 5 31 
Ausgegeben zu Berlin den 19. Juli 1922. 
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eines entſprechenden Betrags von Schuldverſchreibungen aufzunehmen. Die Anleihe iſt mit 1,9 
vom Hundert des urſprünglichen Kapitals zu tilgen unter Hinzurechnung der durch die Tilgung 
erſparten Zinſen, dieſe zu 5 vom Hundert gerechnet. 

(2) An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzanweiſungen oder Wechſel 
ausgegeben werden. In den Schatzanweiſungen iſt der Fälligkeitstermin anzugeben. Die Wechſel 
werden von der Hauptverwaltung der Staatsſchulden mittels Unterfchrift zweier Mitglieder 
ausgeſtellt. : 

(3) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen, etwa zugehörige Zinsſcheine und Wechſel können 


ſämtlich oder teilweiſe auf ausländiſche oder auch nach einem beſtimmten Wertverhältniſſe gleich, 


zeitig auf in⸗ und ausländiſche Währungen ſowie im Auslande zahlbar geſtellt werden. 

() Schatzanweiſungen und Wechſel können wiederholt ausgegeben werden. 

(5) Die Mittel zur Einlöſung von Schatzanweiſungen und Wechſeln können durch Ausgabe 
von Schatzanweiſungen und Wechſeln oder von Schuldverſchreibungen in dem erforderlichen Nenn⸗ 
betrage beſchafft werden. 

(e) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel, die zur Einlöſung fällig werdender 
Schatzanweiſungen oder Wechſel beſtimmt find, hat die Hauptverwaltung der Staatsſchulden auf 
Anordnung des Finanzminiſters 14 Tage vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Die Ver⸗ 
zinſung oder Umlaufszeit der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, mit 
dem die Verzinſung oder Umlaufszeit der einzulöſenden Schatzanweiſungen oder Wechſel aufhört. 
8 6) Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins- oder Diskont⸗ 
ſatze, zu welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welcher Umlaufszeit ſowie zu welchem 
Kurſe die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel ausgegeben werden ſollen, beſtimmt 
der Finanzminiſter. Ebenſo bleibt ihm im Falle des Abf. 3 die Feſtſetzung des Wertverhältniſſes 
ſowie der näheren Bedingungen für Zahlungen im Ausland überlaſſen. 

s) Im übrigen find wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die Vorſchriften des Ge— 
ſetzes vom 19. Dezember 1869 (eſetzſamml. S. 1197), des Geſetzes vom 8. März 1897 
(Geſetzſamml. S. 43) und des Geſetzes vom 3. Mai 1903. (Geſetzſamml. S. 155) anzuwenden. 


9 4. 
Die Ausführung dieſes Geſetzes erfolgt durch die zuſtändigen Miniſter. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 14. Juni 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Siegel. Braun. v. Richter. Siering. 
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(Ar. 12307.) Abänderung der Verordnung über Werkwohnungen vom 2. Juli 1921. Vom 26. Juni 1922. 


Auf Grund des § I der Bekanntmachung über Maßnahmen gegen Wohnungsmangel vom 23. September 1918 
— Reichs⸗Geſetzbl. S. 1143 — in der Faſſung des Reichsgeſetzes vom 11. Mai 1920 — Reichs⸗Geſetzbl. 
6.949 — ordne ich mit Zuſtimmung des Reichsarbeitsminiſteriums für den Umfang des Preußiſchen Staates 
an, daß in der Verordnung über Werkwohnungen vom 2. Juli 1921 hinter dem Worte »gemietet« die Worte 
vund tatſächlich benutzt« eingefügt werden. 


Berlin, den 26. Juni 1922. 


Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. 
In Vertretung: 
Scheidt. 


(Zu Nr. 12307.) 


Der Wortlaut der auf Grund obiger Anordnung abgeänderten Verordnung über Werkwohnungen wird 
nachſtehend bekanntgemacht. 


Berlin, den 26. Juni 1922. 


Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt 
In Vertretung: 
Scheidt 


Verordnung über Werkwohnungen. 


Auf Grund des 8 9 der Bekanntmachung über Maßnahmen gegen Wohnungsmangel vom 23. Sep⸗ 
tember 1918 (Reichs-Geſetzbl. S. 1143 ff.) in der Faſſung des Reichsgeſetzes vom 11. Mai 1920 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 949 ff.) ordne ich mit Zuſtimmung des Reichsarbeitsminiſteriums für den Umfang des Preußiſchen 
Staates an, daß die Inanſpruchnahme von Wohnungen, die zur Unterbringung von Angeftellten und Arbeitern 
eines beſtimmten gewerblichen oder landwirtſchaftlichen Betriebs errichtet oder vor dem 1. Juli 1921 zu dieſem 
Zwecke von dem Inhaber des Betriebs zu Eigentum erworben oder gemietet und tatfächlich benutzt ſind, 
ſolange der Betrieb beſteht und die Wohnungen tatfächlich dem angegebenen Zwecke dienen, nur zur Unter⸗ 
bringung von Arbeitern und Angeſtellten des betreffenden Betriebs zuläffig iſt. 

Gemäß der Anordnung vom 2. November 1920 — II. 6 Nr. 5774 — Reichsanzeiger Nr. 271 — 

unterliegen die nach dem 29. November 1920 fertiggeſtellten Neubauten vorſtehender Anordnung nicht, 
5 Die Anordnung vom 1. September 1920 — II. 6. Nr. 3670 — wird hiermit aufgehoben. 


Gr. 12308.) Ausführungsanweiſung zu dem Geſetz über die Fleiſchverſorgung vom 18. April 1922 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. Teil I S. 460). Vom 6. Mai 1922, 


J. Genehmigungspflicht für den Viehhandel. 
15 
Aber Anträge auf Erteilung der Erlaubnis nach § 2 des Geſetzes entſcheidet der Oberpräſident, in den 
Regierungsbezirken Caſſel, Wiesbaden, Schneidemühl und Sigmaringen der Regierungspräſident. Vor der 
Entſcheidung find Sachverſtändige oder Berufsvertretungen zu hören. 


al 


= no 


DE 


(1) Wird die Erlaubnis verfagt, ſteht dem Antragfteller innerhalb einer Ausſchlußfriſt von 2 Wochen 
nach erfolgter Zuſtellung der Entſcheidung der Autrag auf mündliche Verhandlung vor einem bei dem 
Oberpräſidenten (Negierungspräſidenten) zu dieſem Zwecke zu bildenden Kollegium zu. In die ablehnenden 
Beſcheide find entſprechende Rechtsmittelbelehrungen aufzunehmen. 

(.?) Das Kollegium beſteht aus 5 Mitgliedern, ausſchließlich des Oberpräſidenten (Regierungspräſidenten) 
als Vorſitzenden, von denen 2 ernannt und 3 gewählt werden. Von den ernannten Mitgliedern muß eines 
die Befähigung zum Richteramte haben. Die Ernennung erfolgt auf Vorſchlag des Staatskommiſſars für 
Volksernährung durch den Miniſter des Innern tunlichſt aus der Zahl der dem Oberpräſidenten (Negierungs- 
präſidenten) zugeteilten Beamten. 

(3) Von den gewählten Mitgliedern muß eines der Landwirtſchaft, eines dem Gewerbe der Viehhändler 
und eines dem Fleiſchergewerbe angehören; die Wahl erfolgt auf Vorſchlag der im Bezirke vorhandenen 
Landwirtſchafts⸗, Haudels⸗ und Handwerkskammern vom Provinzialrate (Bezirksausſchuß) auf die Dauer von 
3 Jahren. Wählbar ſind Landwirte, Viehhändler und Fleiſcher, die in dem betreffenden Bezirk ihre gewerb— 
liche Niederlaſſung oder ihren Wohnſitz haben und im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte find. Die ge 
wählten Mitglieder erhalten Tagegelder und Fahrkoſten nach den Sätzen der im §1 des Geſetzes, betreffend 
die Reiſekoſten der Staatsbeamten, vom 26. Juli 1910 (Geſetzſamml. S. 150) unter IV genannten Beamten 
unter Berückſichtigung der hierzu erlaſſenen beziehungsweiſe etwa noch ergehenden Ergänzungsbeſtimmungen. 

(+) Für ſämtliche Mitglieder werden in gleicher Weiſe Stellvertreter ernannt und gewählt. 


3 


(1) Die Kollegien ſind befugt, Unterſuchungen an Ort und Stelle zu veranlaſſen, Zeugen und Sach⸗ 
verſtändige zu laden und eidlich zu vernehmen, überhaupt den angetretenen Beweis in vollem Umfange zu 
erheben. SE : 
(2) Soweit Zeugen und Sachverſtändige vernommen werden, gelten für ihre Gebühren die in den 
Zivilprozeſſen zur Anwendung kommenden Vorſchriften. Die durch unbegründete Anträge und Einwände 
erwachſenden Gebühren für Zeugen und Sachverſtändige find demjenigen zur Laſt zu legen, welcher den Ans 
trag geſtellt beziehungsweiſe den Einwand erhoben hat. 5 8 


4. 
(1) Den Vorſitz im Kollegium führt der Oberpräſident (Regierungspräſident) oder der zu dieſem Zwecke 
aus der Zahl der ernannten Mitglieder beſtimmte Vertreter. 
(.) Die Beſchlußfaſſung erfolgt in der Beſetzung von 5 Mitgliedern, darunter 3 gewählten. Stimmen 
mehrheit entſcheidet. Enthält ſich ein Mitglied der Abſtimmung und tritt dadurch Stimmengleichheit ein, ſo 
gibt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. b Ä 


5. 

(1) Dem Antragſteller und dem Oberpräſidenten (Regierungspräſidenten) ſteht gegen den Beſchluß inner⸗ 
halb einer Ausſchlußfriſt von 2 Wochen nach der Zuſtellung die Beſchwerde zu. Die Beſchwerde des Antrag⸗ 
ſtellers iſt beim Oberpräſidenten (Regierungspräſidenten) einzureichen. Aber die Beſchwerde beſchließt der 
Staatskommiſſar für Volksernährung. Seine Entſcheidung iſt endgültig. 

(2) In den ablehnenden Kollegialbeſchluß iſt eine entſprechende Rechtsmittelbelehrung aufzunehmen. 


i 6. 

(1) Die Erlaubnis iſt für die Provinz (den Regierungsbezirk) und für das Kalenderjahr zu erteilen. 

(2) Die Erlaubnis kann auf einzelne Viehgattungen, insbeſondere auf den Handel mit Schlachtvieh, 

Zucht⸗ und Nutzvieh, Kleinvieh (Schweine, Kälber, Schafe), ſowie auf den Handel mit Ferkeln und Läufer⸗ 
ſchweinen beſchränkt werden. 

U 
() It die Erlaubnis erteilt, fo iſt vom Oberpräſidenten (Regierungspräſidenten) dem Autragſteller eine 
auf ſeinen Namen und das Kalenderjahr lautende Erlaubniskarte auszuſtellen. Sie dient als Ausweis und 
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iſt auf Verlangen bei Ausübung des Gewerbebetriebs der Polizeibehörde, dem Regierungskommiſſar auf den 
Viehmärkten, den Eiſenbahnbehörden bei Verladung des Viehes und den Perſonen, mit denen der Inhaber 
der Erlaubniskarte ein Geſchäft abſchließen will, vorzuzeigen. Die AÜberlaſſung der Erlaubniskarte an eine 
andere Perſon iſt verboten und ſtrafbar. 5 8 N 

(2) Genoſſenſchaften und Vereinigungen, denen die Erlaubnis erteilt iſt, ſind verpflichtet, für die bei 
ihnen im Viehhandel beſchäftigten Perſonen (Aufkäufer) Nebenerlaubniskarten auf deren Namen zu beantragen; 
ebenſo Viehhändler und diejenigen Perſonen, die dem Erlaubniszwange gemäß $ 2, letzter Abſatz des Gejches 
unterliegen und Aufkäufer beſchäftigen, für dieſe. Ohne Nebenerlaubniskarten iſt die Tätigkeit der Aufkäufer 
verboten und ſtrafbar. 8 

5 8. 

(1) Für die Ausſtellung jeder Erlaubniskarte iſt von dem Antragſteller eine Gebühr zu entrichten, deren 
Höhe ſich in erſter Linie nach der ſtaatlich veranlagten Gewerbeſteuerklaſſe des Gewerbebekriebs richtet. Die 
Gebühr beträgt für: a 


Gewerbeſteuerklaſe !!!!! 900 Mark 
» ER 600 » 
2 - IT e ne 300 * 
» Verse „ 


für ſtaatlich gewerbeſteuerfrei veranlagte Betriebe, ſofern eine Veranlagung zur Hauſierſteuer nicht in Frage 
kommt, und für Nebenkarten 30 Mark. 

(2) Hat eine Veranlagung zur ſtaatlichen Gewerbeſteuer noch nicht ſtattgefunden oder iſt der Autrag— 
ſteller gemäß §s 3 bis 5 des Geſetzes vom 24. Juli 1891 (Geſetzſamml. S. 305) von der ſtaatlichen Gewerbe 
ſteuer befreit, fo hat der Oberpräſident (Regierungspräſident) die Gebühr für die Erteilung der Exlaubnis— 
karte unter Aupaſſung an die Beſtimmungen der Ziffer 8 Abf. 1 dieſer Ausführungsanweiſung nach Pflicht 
mäßigem Ermeſſen feſtzuſetzen. Iſt der Gewerbetreibende hinſichtlich des Viehhandels nur zur Hauſierſteuer ver- 
anlagt, ſo beträgt die regelmäßige Gebühr 100 Mark. 5 

(3) Wird das Wandergewerbe in größerem Umfange, insbeſondere mit Kraftwagen, Fuhrwerk oder 
Begleitern ausgeübt, ſo hat der Oberpräſident (Regierungspräſident) die regelmäßige Gebühr von 100 Mark 
nach pflichtmäßigem Ermeſſen entſprechend bis zu dem Satze von 500 Mark zu erhöhen. Iſt Befreiung von 
der Hauſierſteuer eingetreten, fo kann der Oberpräſident (Regierungspräſident) die Erlaubniskarte gebührenfrei 
ausſtellen. 

(4) Handelt es ſich um die Erteilung der Erlaubnis gemäß § 2 Abf. 2 des Geſetzes an Schlächter 
(Fleiſcher, Metzger) und Fleiſchwarenfabrikanten unter ausdrücklicher Beſchränkung des Viehaufkaufs für ihren 
Gewerbebetrieb, fo iſt die an ſich zu zahlende Gebühr um 50 vom Hundert zu ermäßigen. Sind der Veranlagung 
zur ſtaatlichen Gewerbeſteuer neben dem Viehhandel auch noch andere Gewerbebetriebe zugrunde gelegt oder iſt 
die Erlaubnis auf einzelne Viehgattungen gemäß Ziffer 6 Abſ. 2 dieſer Ausführungsanweiſung beſchränkt, 
fo iſt der Oberpräſident (Regierungspräſident) berechtigt, unter Berückſichtigung des Umfanges der einzelnen 
der Veranlagung zugrunde gelegten Gewerbe eine Ermäßigung der an ſich für die Erteilung der Erlaubnis⸗ 
karte zu zahlenden Gebühr nach pflichtmäßigem Ermeſſen zu bewilligen, wenn der Antragſteller nachweiſt, daß 
die Zahlung der vollen Gebühr eine offenbare Benachteiligung gegenüber anderen Gewerbetreibenden darſtellt. 

(5) Erfolgen weitere Erlaubniserteilungen gemäß § 4 Abf. 2 des Geſetzes, fo iſt für dieſe in jedem 
einzelnen Falle ein Viertel der für die erſte Erlaubniserteilung gezahlten Gebühr zu entrichten, ſoweit es ſich 
um preußiſche Staatsangehörige handelt. Angehörige anderer deutſcher Länder haben für jede weitere Erlaubnis 
erteilung in Preußen bei verbürgter Gegenſeitigkeit eine Gebühr von 100 Mark zu entrichten. 

(0) Die Ausſtellung eines Doppels für eine in Verluſt geratene Haupt⸗ oder Nebenerlaubniskarte erfolgt 
nach Glaubhaftmachung des betreffenden Vorganges und nach Erlegung einer Gebühr von 10 Mark in jedem 
einzelnen Falle. a 

(7) Für erteilte, aber hinterher nicht abgenommene Haupterlaubnis- und Nebenerlaubniskarten iſt eine 
Gebühr von 20 Mark in jedem einzelnen Falle zu zahlen. Auch find etwaige entſtandene Nebenkoſten (z. B Porto- 
auslagen) zu erſtatten. g 
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(8). Gegen die vom Oberpräſidenten (Regierungspräſidenten) erfolgte Feſtſetzung der Gebühr ſteht dem 
Antragſteller innerhalb einer Ausſchlußfriſt von 2 Wochen ſeit Bekanntgabe die Beſchwerde an den Staats⸗ 
kommiſſar für Volksernährung zu, welcher endgültig entſcheidet. Die Beſchwerde iſt beim Oberpräſidenten 
(Regierungspräſidenten) einzureichen. Die Beſchwerde hat keine aufſchiebende Wirkung. 


8 


(1) Über die Zurücknahme der Erlaubnis gemäß § 5 des Geſetzes entſcheidet der Oberpräſident (Regierungs⸗ 
präſident). Gegen deſſen Entſcheidung ſteht dem Betroffenen innerhalb einer Ausſchlußfriſt von 2 Wochen nach 
erfolgter Zuſtellung der Antrag auf mündliche Verhandlung vor dem Kollegium zu. Die Ziffer 3 dieſer 
Ausführungsanweiſung findet Anwendung. = 

(2) Gegen den Beſchluß des Kollegiums fteht dem Betroffenen und dem Oberpräſidenten (Regierungs⸗ 
präſidenten) innerhalb einer Ausſchlußfriſt von 2 Wochen nach erfolgter Zuſtellung die Beſchwerde zu. Auf 
das weitere Verfahren findet die Ziffer 5 dieſer Ausführungsanweiſung Anwendung. 

(3) Bei der vom Oberpräſidenten (Regierungspräſidenten) ausgeſprochenen Entziehung einer Erlaubnis⸗ 
karte behält es ſo lange ſein Bewenden, bis eine anderweite rechtskräftige Entſcheidung einer weiteren Inſtanz 
ergeht. 

(4) Iſt die Zurücknahme der Erlaubnis rechtskräftig erfolgt, ſo iſt durch den Oberpräſidenten (Regierungs⸗ 
präſidenten) ihre Bekanntgabe in dem zuſtändigen Kreis⸗ und Amtsblatt auf Koften des Betroffenen zu 
veranlaſſen. 5 

10. N 


Die Einziehung der ordnungsmäßig feſtgeſetzten Gebühren, Koſten und baren Auslagen (dal. Ziffer 3, 
8 und 9 dieſer Ausführungsanweiſung) erfolgt erforderlichenfalls im Verwaltungszwangsverfahren. 


f 11. 
Legitimationskarten und Wandergewerbeſcheine für einen Gewerbebetrieb des § 2 des Geſetzes dürfen erſt 
ausgeſtellt werden, wenn der Antragſteller nachweiſt, daß ihm die Erlaubnis nach § 2 des Geſetzes vom Ober- 
präſidenten (Regierungspräſidenten) erteilt iſt. 


II. Viehmärkte. 
12. 

(1) Als Behörde im Sinne des § 8 Abſ. 1 und 2 des Geſetzes werden die Oberpräſidenten (Regierungs⸗ 
präſidenten) für ihren Bezirk beſtimmt. Die Überwachung der Viehmärkte wird dieſen Behörden gleichfalls 
übertragen; ſie können damit beſondere Kommiſſare beauftragen. i 

(2) Der Schlußſcheinzwang und der Handel nach Lebendgewicht werden für die Schlachtviehmärkte in 
Aachen, Berlin, Breslau, Dortmund, Duisburg, Duisburg⸗Meiderich, Düffeldorf, Elberfeld, Eſſen, Frankfurt a. M., 
Hannover, Crefeld, Köln, Magdeburg und Wiesbaden angeordnet. a 


13. 
Soweit der Handel nach Lebendgewicht vorgeſchrieben iſt (vgl. Ziffer 12 Abſ. 2 dieſer Ausführungs⸗ 
anweiſung), muß die Feſtſtellung des Lebendgewichts durch Wiegung erfolgen. i 


N 14. 
a (1) Zur Ausſtellung der Schlußſcheine ſind diejenigen Perſonen verpflichtet, welche das Vieh auf den 
Märkten verkaufen (beim Verkaufe durch Beauftragte oder Kommiſſionäre diefe). i a 
(2) Soweit Schlußſcheinzwang vorgeſchrieben iſt, ſind Geſchäftsabſchlüſſe ohne Schlußſchein nichtig. 
(3) Die näheren Beſtimmungen über die Schlußſcheinpflicht, die Schlußſcheine ſelbſt und die zum Zwecke 
der Feſtſtellung von Preis und Gewicht der Tiere zu erlaſſenden Vorſchriften und zu treffenden Einrichtungen 
werden durch die für die einzelnen Schlachtviehmärkte vom Staatskommiſſar für Volksernährung zu erlaſſenden 
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Preisfeſtſtellungsordnungen getroffen. Bis dahin behalten die bisher auf Grund des Geſetzes, betreffend die 
Preisfeſtſtellung beim Markthandel mit Schlachtvieh, vom 8. Februar 1909 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 269) erlaſſenen 
Ordnungen mit der Maßgabe ihre Gültigkeit, daß auf den in Differ 12 Abf. 2 genannten Schlachtviehmärkten 
alle Schlachttiere nach Lebendgewicht gehandelt werden müſſen. 


III. Kleinhandel mit Fleiſch. 


1155 

(1) Über Anträge auf Erteilung der Erlaubnis nach § 11 des Geſetzes entſcheidet in den kreisfreien 
Städten der Magiſtrat (Bürgermeiſter), in den Landkreiſen der Landrat (Oberamtmann) nach Anhörung ge⸗ 
eigneter Sachverſtändiger oder Berufsvertretungen. 

(2) Die Erlaubnis iſt zeitlich nicht zu beſchränken; eine ſachliche Beſchränkung iſt nur dort zuläſſig, 
wo üblicherweiſe zwiſchen Ochſenmetzgern, Schweinemetzgern uſw. unterſchieden wird. 

(3) Wird die Erlaubnis verſagt, ſteht dem Antragſteller innerhalb einer Ausſchlußfriſt von 2 Wochen 
nach erfolgter Zuſtellung die Beſchwerde an den Oberpräſidenten (Regierungspräſidenten) zu. Über die Be⸗ 
ſchwerde entſcheidet das Kollegium nach I Ziffer 2 bis 4 dieſer Ausführungsanweiſung endgültig. 


16. 
Auf die Zurücknahme der Erlaubnis findet das Verfahren nach I Ziffer 9 ſinngemäß Anwendung. 
An Stelle des Oberpräſidenten (Regierungspräſidenten) tritt der Magiſtrat (Bürgermeiſter) oder der Landrat 
(Oberamtmann). ; 
17 
Als Friſchfleiſch im Sinne des § 11 des Geſetzes iſt anzuſehen Fleiſch, welches — abgeſehen von einem 
etwaigen Kühlverfahren — einer auf die Haltbarkeit einwirkenden Behandlung nicht unterworfen iſt, ferner 
Fleiſch, welches zwar einer ſolchen Behandlung unterworfen worden iſt, aber die Eigenſchaften friſchen Fleiſches 
im weſentlichen beibehalten hat oder durch eutſprechende Behandlung wiedergewinnen kaun. d 


18. 

Die nach § 13 des Geſetzes erforderlichen Verzeichniſſe müſſen ſo angebracht ſein, daß die darin 
angegebenen Preiſe ſowohl im Verkaufsraum oder Betriebsſtand als auch von außen deutlich ſichtbar ſind. 
Über die Ausgeſtaltung der Preisverzeichniſſe erlaſſen die Oberpräſidenten (Regierungspräſidenten) für ihre 
Bezirke die erforderlichen Anordnungen. Der Erlaß von Richtlinien durch den Staatskommiſſar für Volks- 
ernährung bleibt vorbehalten. 

ö 19. 

(1) Die auf den Preisverzeichniſſen angekündigten Preiſe dürfen nicht überſchritten werden. 

(2) Die Abgabe der im Kleinhandel üblichen Mengen an die Verbraucher zu den auf den Preis⸗ 
verzeichniſſen angekündigten Vreifen gegen Barzahlung darf, ſolange Vorrat vorhanden iſt, nicht verweigert, 
im beſonderen auch nicht von der Abnahme anderer Waren abhängig gemacht werden. 


IV. Schlußbeſtimmungen. 
20 


Wer gegen die Beſtimmungen dieſer Ausführungsanweiſung oder der auf Grund derſelben mit 
Genehmigung des Staatskommiſſars für Volksernährung von den Oberpräſidenten (Regierungspräſidenten) 
erlaſſenen Ausführungsanweiſungen verſtößt, wird mit Gefängnis bis zu 3 Monaten oder mit Geldftrafe bis 
zu hunderttauſend Mark beſtraft. 5 

21. . 

() Gemäß § 14 Abſ. 2 des Geſetzes kann in den daſelbſt vorgeſehenen Fällen neben der Strafe 
ſeitens der Gerichte auf Einziehung der Gegenſtände erkannt werden, auf die ſich der unzuverläſſige Handels- 
betrieb bezieht, ohne Unterfchied, ob IE dem Täter gehören oder nicht. 

(2) Daher können die von der Polizeibehörde durch einen Hilfsbeamten der Staatsanwaltſchaft 
beſchlagnahmten Sachen gemäß der Bekanntmachung, betreffend einige die Kriegsverordnungen ergänzende 
Vorſchriften über Einziehung und über Veräußerung beſchlagnahmter Gegenſtände, vom 22. März 1917 
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eichs⸗Geſetzbl. S. 255) in Verbindung mit Artikel II der Verordnung über Ausdehnung einzelner Ver⸗ 
ordnungen für die Kriegswirtſchaft auf die Abergaugswirtſchaft vom 12. Februar 1920 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 230) 
und § 2 des Geſetzes über den Erlaß von Verordnungen für die Zwecke der Übergangswirtſchaft vom 
6. Februar 1921 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 139) bereits vor der gerichtlichen Entſcheidung über die Einziehung 
veräußert werden. 

s 29; 

Die in Gemäßheit der Ziffer 20 dieſer Ausführungsanweiſung erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen 
der Oberpräſidenten (Regierungspräſidenten) werden durch Veröffentlichung in den betreffenden Regierungs— 
amtsblättern rechts verbindlich. 98 i 5 

Die Ausführungsanweiſungen vom 24. September 1920 — St. K. f. V. VI d. 3672 uſw. — und 
vom 27. Oktober 1920 — St. K. f. V. VI d. 3672 II. uſw. — treten außer Kraft. 


Berlin, den 6. Mai 1922. 
Preußiſcher Staatskommiſſar für Volksernährung. 
In Vertretung: 8 
Hagedorn. 


Der Miniſter Der Miniſter für Landwirtſchaft, 


für Handel und Gewerbe. Domänen und Forſten. 
Im Auftrage: Im Auftrage: 
Bail. Hellich. 
Der Miniſter des Innern. Der Finanzminiſter. 
Im Auftrage: 5 In Vertretung; 
v. Falkenhayn. Weber. 
: Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanutgemacht: 
1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 17. Dezember 1921, betreffend die Verleihung 

des Enteignungsrechts an den Provinzialverband der Provinz Pommern für den Bau einer Waffer- 
kraftanlage an der Rega bei Lietzow im Kreiſe Regenwalde, durch das Amtsblatt der Regierung 
in Stettin Nr. 5. S. 23, ausgegeben am 4. Februar 1922; N 

der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 8. Mai 1922, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an das Elektrizitätswerk Schleſien, Aktiengeſellſchaft in Breslau, für die Anlagen 
zur Übertragung und Verteilung des elektriſchen Stromes innerhalb der Landkreiſe Breslau und 
Brieg ſowie der Kreiſe Trebnitz, Oels, Ohlau, Strehlen, Nimptſch, Frankenſtein, Neurode und 
Reichenbach, durch das Amtsblatt der Regierung in Breslau Nr. 25 S. 152, ausgegeben am 
24. Juni 1922 g a 

3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 17. Mai 1922, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Stadt Crefeld für die Anlegung eines Spiel- und Sportplatzes, durch 
das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 23 S. 211, ausgegeben am 10. Juni 1922; 

4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 20. Mai 1922, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Gemeinde Delbrück im Kreiſe Paderborn für die Erweiterung ihres Fried⸗ 
hofs, durch das Amtsblatt der Regierung in Minden Nr. 25 S. 104, ausgegeben am 24. Juni 1922. 
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